Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5866 


21.07. 86 


Sachgebiet 71 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/5592 — 


Lage mittelständischer Gewerbebetriebe - insbesondere kleiner 
Einzelhandelsgeschäfte - in den Stadtzentren 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 18, Juli 1986 namens der 
Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Btmdesregienmg beobachtet sehr aufmerksam den Struktur- 
wandel im Einzelhandel, insbesondere auch im Hinblick auf die 
Entwicklung in den innerstädtischen Zentren. Ein vielfältiges 
Dienstleistungs- und Handelsangebot prägt entscheidend die 
Vitalität, Attraktivität und Wohnhchkeit einer Stadt. Eine aus- 
gewogene Mischung von Betriebsformen und -großen ist deshalb 
für die City-Gebiete imverzichtbar. 

Die Strukturveränderung in den Innenstädten ist auch ein Spie- 
gelbild veränderter Einkaufs-, Lebens- und Eßgewohnheiten. In 
der Marktwirtschaft entscheidet letztUch der Verbraucher mit 
seiner Nachfrage über den Erfolg der verschiedenen Betriebsfor- 
men am Markt. Die Bundesregierung hält deshalb gesetzgebe- 
rische Maßnahmen nicht für erforderhch. 


1. Welche Informationen besitzt die Bundesregierung hinsichtlich der 
Preisentwicklung bei gewerblich genutzten Mietflächen in den letz- 
ten zehn Jahren? 

2. Ist die Bundesregierung darüber informiert, daß in den vergangenen 
Jahren ein starker Preisanstieg bei Gewerbeflächen innerhalb der 
Stadtzentren erfolgt ist, und wenn ja, verfügt die Bundesregierung 
über Informationen über das Ausmaß dieser Preissteigerungen, ins- 
besondere in den Großstädten? 


Die Preisentwicklung bei gewerblich genutzten Mietflächen in 
der Bundesrepublik Deutschland wird nicht durch offizielle Miet- 
preisstatistiken erfaßt. 
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Das Institut für Handelsforschung an der Universität zu Köln 
untersucht allerdings seit vielen Jahren mit finanzieller Unterstüt- 
zung des Bundeswirtschaftsnünisteriums im Rahmen seiner 
Betriebsvergleichsarbeiten die Mietkosten der Einzelhandelsfach- 
geschäfte, Mit 2 630 teilnehmenden nüttelständischen Betrieben 
(d. h. ohne Warenhäuser, Filialbe triebe, Konsumgenossenschaf- 
ten, Verbrauchermärkte, SB-Warenhäuser und Versandgeschäfte) 
weist diese Mietkostenauswertung einen beachtlichen Repräsen- 
tationsgrad auf. Die Untersuchung dient in erster Liiüe zur Beob- 
achtxmg der Mietkostenentwicklung bestehender Einzelhandels- 
betriebe. Die Untersuchungen zeigen, daß die Mietkosten pro qm 
Geschäftsraum von Fachhandelsgeschäften in Hauptverkehrs- 
lagen der Innenstädte von 1974 bis 1984 nicht stärker gestiegen 
sind als im mittelständischen Einzelhandel insgesamt, nämlich um 
rund 46%. Der Lebenshaltimgsindex ist in diesem Zeitraum um 
55 % gestiegen. Dabei muß berücksichtigt werden, daß die Miet- 
kostenbelastung in Hauptgeschäftslagen seit jeher um einen Pro- 
zeiitpimkt - gemessen am Umsatz - höher lag als im gesamten 
Durchschnitt. Nach den Feststellungen des Instituts wird dieser 
Unterschied durch eine bessere Auslastung der Raumkapazität 
ausgeglichen. 

Soweit bei Neuabschlüssen von Mietverträgen überdurchschnitt- 
liche Mieten vereinbart werden, verbinden sich mit solchen Ver- 
einbarungen offensichtlich entsprechende Umsatz- und Ertrags- 
erwartungen. 

Die Entwicklxmg der Mietpreise für gewerblich genutzte Flächen 
in inner städtischen Zentren kann nach Lage, Art und Ausstattung 
der betreffenden Gewerbeflächen erheblich differieren. Auch 
wenn in Spitzenlagen überdurchschnittliche Mietpreissteigerun- 
gen beobachtet werden können, läßt sich insgesamt ein starker 
Preisanstieg in den Stadtzentren rücht feststellen. 


3. Welche Ursachen sieht die Bundesregierung für die Preisentwick- 
lung, insbesondere für die weit überdurchschnittlichen Steigerungen 
im Bereich der Stadtzentren? 

Die Mietpreisentwicklung richtet sich auch in den innerstädti- 
schen Zentren nach Angebot und Nachfrage. Das Angebot an 
Gewerbeflächen ist in manchen städtischen Zentren trotz Aus- 
lagenmg z. B. von Produktionsbetrieben in Gewerbegebiete aus 
geographischen imd verkehrstechrüschen Gründen begrenzt, 
während das Interesse vieler Handelsbetriebe an attraktiven 
Ladenlokalen in den Innenstädten nach wie vor groß ist. Das güt 
nicht nur für Filialisierungstendenzen im Nichtlebensnütteleinzel- 
handel, sondern für den spezialisierten Fachhandel ebenso wie für 
mittelständische Franchise-Nehmer. Gleichwohl kann von weit 
überdurchschnittlichen Preissteigerungen nicht gesprochen 
werden. 
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4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen dieser Preis- 
entwicklung auf die Struktur der in den Stadtzentren angesiedelten 
Gewerbebetriebe, insbesondere auf kleine, keiner Handelskette 
angehörende Einzelhandelsgeschäfte? 


Für die Bundesregierung ist entscheidend, daß sich auch in den 
Innenstädten die Mietpreisentwicklung auf marktwirtschaftiicher 
Grundlage vollzieht. Die Mietpreisentwicklung ist allerdings nur 
einer von vielen Bestimmungsgründen für den Strukturwandel im 
Einzelhandel. Maßgebhche Einflußfaktoren sind das Vordringen 
problemloser Massenartikel, wachsender Kapitalbedarf, stei- 
gende Anforderungen an die Untemehmerquahfikation sowie 
scharfer Wettbewerb. Im Zuge dieser Entwicklung sind auch 
mittelständische Unternehmen auä dem innerstädtischen Markt 
ausgeschieden, wobei es sich häufig um Unternehmen handelt, 
die ohnehin schon schwer um ihren Fortbestand zu kämpfen 
hatten. Fälschhcherweise wird dann die Mietpreisentwicklung als 
der entscheidende Faktor angesehen, obwohl sie im Grunde meist 
nur der Anlaß, nicht jedoch die Ursache war. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, 

— daß der Anteil der kleineren Einzelhandelsgeschäfte an den in 
den letzten Jahren zu beobachtenden Geschäftsaufgaben in den 
Stadtzentren überdurchschnittlich groß ist, 

— daß an die Stelle der aufgegebenen Geschäfte überwiegend 
Filialen von fast-food-Ketten, Spielhallen und sonstige Ver- 
gnügungsstätten getreten sind, 

und wie beurteüt sie diese Entwicklung im Hinblick auf die Bedürf- 
nisse der Verbraucher und die Attraktivität der Stadtzentren? 

Der Handelszensus 1985 wird insbesondere durch einen Ver- 
gleich mit der Zählimg 1979 det a illierte Aussagen darüber hefem, 
ob der Anteil der kleineren Einzelhandelsgeschäfte an den 
Geschäftsaufgaben in den Stadtzentren überdurchschnittiich groß 
ist. Die Auswertimg erfolgt bis zur Ebene kreisfreier Städte und 
Landkreise, die Städte haben darüber hinaus auch die Möghch- 
keit, Sonderauswertungen nach Stadtteilen vorzunehmen. Es ist 
zu erwarten, daß die Städte hiervon in erhebhchem Umfang 
Gebrauch machen werden. Erste Ergebnisse des Handelszensus 
werden im Herbst diesen Jahres vorhegen. 

Es trifft zu, daß in den letzten Jahren auch in den Geschäfts- 
räumen ehemahger Einzelhandelsgeschäfte fast-food-Ketten, 
Spielhallen und sonstige Vergnügungsstätten eröffnet worden 
sind. Die Möghchkeit, aufgrund besserer Ertragslage höhere Mie- 
ten zahlen zu können, dürfte aUerdings nur eine von verschiede- 
nen Ursachen für diese Entwicklung sein. Auch für diese Verän- 
denmgen gelten u. a. die bei Beantwortung der Frage 3 genann- 
ten Faktoren. 

Durch die am 20, Dezember 1985 in Kraft getretene Verordnung 
zur Änderung der Spielverordnung (BGBl. I S. 2244) sind die 
bisherigen Vorschriften über das Spielhallengewerbe wesentiich 
restriktiver gefaßt worden. In Zukunft dürfen in neuen Spielhallen 
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nur noch pro 15 qm Grundfläche ein und je Spielhalle insgesamt 
nicht mehr als zehn Geldspielgeräte aufgestellt werden. Altunter- 
nehmer müssen ihren Gerätebestand innerhalb einer Übergangs- 
frist entsprechend dem neuen Recht abbauen. Es ist zu erwarten, 
daß damit die Expansion von Spielhallen abgebremst wird. 


6. über welche Informationen verfügt die Bundesregierung, die das 
genaue Ausmaß dieser Strukturveränderung im Einzelhandel be- 
zogen auf bestimmte Städte oder Gemeinden darstellen? 


Über das Ausmaß der Strukturverändenmgen im Einzelhandel 
bezogen auf bestimmte Städte oder Gemeinden wird ebenfalls der 
Handelszensus 1985 aktuelle Daten liefern. Erste Ergebnisse wer- 
den im Herbst diesen Jahres vorliegen. 


7. a) Hält die Bundesregierung eine Verstärkung des Mieterschutzes 
für kleinere und nüttlere Gewerbetreibende in den Innenstädten 
für ein geeignetes Instrument, um der Verdrängung kleiner und 
mittlerer Einzelhandelsgeschäfte aus den Stadtzentren zu 
begegnen? 

Die Bimdesregienmg hält eine Verstärkung des Mieterschutzes 
für kleine imd mittlere Gewerbetreibende in den Innenstädten für 
nicht erforderlich. 

Eine Verstärkimg des Mieterschutzes speziell für kleine und nütt- 
lere Gewerbetreibende in den Innenstädten würde zu einer Spal- 
timg des Mietrechts für Geschäftsräume führen. Je nach Betriebs- 
größe, Betriebsart imd Standort würde entweder Mietrecht mit 
einfachem oder mit „verstärktem" Mieterschutz gelten. Schon 
deshalb kommt eine solche Maßnahme nach Auffassung der 
Bimdesregienmg nicht in Betracht. 

Vor edlem aber wäre zu befürchten, daß ein Sonderrecht mit 
verstärkten Mieterschutzbestimmungen für Klein- und Mittel- 
betriebe deren Mitbewerbschancen bei der Anmietung attraktiver 
Geschäftsräume nicht unerheblich verschlechtern würde. Der 
Vermieter würde sich regelmäßig die zusätzliche Einschränkung 
seiner Rechte durch einen Mietzuschlag abgelten lassen oder aber 
von vornherein an einen Bewerber vermieten, für den die Schutz- 
vorschriften nicht gelten. Erst recht wäre es widersprüchlich, 
wenn gleichzeitig mit der ansatzweisen Herstellung marktwirt- 
schaftlicher Verhältnisse im Wohnungsbereich die Vertragsfrei- 
heit im Geschäftsraumbereich durch Ausdehnung des gesetz- 
lichen Mieterschutzes eingeschränkt würde. 

Auch eine Verlängerung der gesetzhehen Kündigungsfrist bei 
Geschäftsraummieten wird von der Bundesregierung nicht in 
Erwägung gezogen. Die Gründe hierfür sind in der Antwort des 
Staatssekretärs Dr. Kinkel vom 21. Oktober 1983 auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Schöfberger ausführlich dargelegt (Drucksache 
10/552, Seite 8). 
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b) Wird die Bundesregierung im neuen Baugesetzbuch den 
Gemeinden die Möglichkeit eröffnen, durch Ausschluß bestimm- 
ter Nutzungen den Verdrängungsdruck auf kleine und mittlere 
Gewerbebetriebe in den Innenstädten abzuschwächen? 

c) Wird sie den Gemeinden ein Satzungsrecht geben, mit dem z. B. 
für Teile von Innenstädten bestimmte Nutzungen ausdrücklich 
vorgeschrieben werden können? 


Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Regierungsent- 
wurf eines Baugesetzbuchs vorgeschlagen, in § 9 Abs. 1 die 
Möglichkeit zu eröffnen, einzelne Nutzungen oder Anlagen aus 
besonderen städtebaulichen Gründen durch Festsetzimg im 
Bebauungsplan ausschließen zu können. Die Bundesregierung 
hat in ihrer Gegenäußerung dem mit dem Antrag verfolgten 
Anliegen zugestimmt, durch vereinfachte Regelungen Belastun- 
gen oder Umstrukturierungen von Gebieten aufgrund Einrichtung 
bestimmter Nutzungen, wie z, B. bestimmter Vergnügungsstätten 
in Kern- und Mischgebieten der Innenstädte, verhindern zu kön- 
nen. Die Bundesregierung hat angekündigt, im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren zu einer geeigneten Regelimg Stellung zu neh- 
men. Dabei hat sie auf die Notwendigkeit einer Beschränkung auf 
die eigentlichen Problemfälle hingewiesen. 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Ergänzung wird z. Z. in den 
Ausschüssen des Deutschen Bundestages beraten. Dazu liegen 
Anträge der CDU/CSU-Bundestagsfraktion sowie der SPD-Bun- 
destagsfraktion im federführenden Ausschuß für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau vor. 

Unabhängig hiervon haben die Gemeinden bereits nach gelten- 
dem Recht die Möglichkeit, durch Festsetzung von Baugebieten, 
z. B. Mischgebieten und Kemgebieten nach §§ 6 und 7 Baunut- 
zungsverordnung, die in dem Plangebiet zulässigen Nutzungen 
festzusetzen, ggf. differenziert nach Maßgabe des § 1 Abs. 4 und 9 
der Baunutzungsverordnung. 

Bei Festsetzung von Baugebieten können im Bebauungsplan nach 
geltendem Recht aus besonderen städtebaulichen Gründen ein- 
zelne Nutzungen und Anlagen ausgeschlossen werden (§ 1 Abs. 9 
der Baunutzungs Verordnung). Die im Bundesrat beschlossene 
Ergänzimg bezieht sich auf die im Zusammenhang bebauten 
Gebiete (§ 34 des Bundesbaugesetzes), in denen in Bebauungs- 
plänen keine Baugebiete förmlich festgesetzt sind. 

Für darüber hinausgehende Regelungen sieht die Bundesregie- 
rung, insbesondere da bisher seitens der Städte und Gemeinden 
ein Bedürfnis nicht dargelegt worden ist, keinen Handlungs- 
bedarf. Gegenüber solchen Regelimgen bestehen auch erhebliche 
Bedenken im Hinblick auf ihre Praktikabilität. 


8. Welche sonstigen Maßnahmen hält die Bundesregierung für erfor- 
derlich, um den Anteil mittelständischer Gewerbebetriebe, insbe- 
sondere kleinerer, unabhängiger Einzelhandelsgeschäfte, in den 
Stadtzentren zu stabilisieren bzw. zu erhöhen? 
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Ursächlich für die ungünstige Entwicklung mittelständischer 
Gewerbebetriebe, insbesondere kleinerer, unabhängiger Einzel- 
handelsgeschäfte in den Stadtzentren, ist vor allem die Ver- 
schlechterung der allgemeinen wirtschafthchen Rahmenbedin- 
gungen in den 70er Jahren, die zu gravierenden Fehlentwick- 
lungen geführt hat: 

— Nach einer Berechnung der Deutschen Bimdesbank ist die 
durchschnittliche Eigenkapitalquote der Betriebe von 30 % im 
Jahr 1969 auf knapp 18% im Jahr 1982 abgesunken; im 
Handel und Handwerk lag sie z. T. noch weit darunter; 

— in der gleichen Zeit haben sich die Personalzusatzkosten von 
48 % auf nahezu 80 % erhöht; 

— in der Gesamtsteuerbelastung der Unternehmen steht die 
Bundesrepubhk Deutschland immer noch mit 70 % (Zahlen in 
Prozent des Gewinns vor Steuern) an der Spitze der westlichen 
Industrienationen; 

— die Staatsquote, der Anteü des Staates an der Verwendung 
des Bruttosozialprodukts, stieg von 38 % in den 60er Jahren 
auf fast 50 % in 1982. 

Die Bimdesregierung hat bereits im Jahreswirtschaftsbericht 1983 
auf die gefährhche Substanzauszehiung der deutschen Wirtschaft 
nachdrücklich hingewiesen. Die Verschlechtenmg der Ertrags- 
situation der Betriebe infolge der übermäßigen Abgabenbela- 
stung hat lücht nur viele Betriebe zur Aufgabe gezwungen uhd 
die InsolvenzanfäUigkeit erhöht; eigenkapital- und ertragsschwa- 
che Unternehmen sind zudem im allgemeinen nicht in der Lage, 
die für die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit notwendigen 
Investitionen zu tätigen, geschweige denn neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. 

Von der Bundesregierung ist deshalb immer wieder mit Nach- 
druck festgestellt und gefordert worden, daß die pohtischen, 
sozialen, arbeits-, tarif- und steuerhchen Rahmenbedingungen 
grundlegender Änderungen bedürfen. 

Im Jahreswirtschaftsbericht 1984 hat die Bundesregierung die 
Prüfung zahlreicher Einzelmaßnahmen zur Verbesserung der 
Eigenkapitalausstattung der Unternehmen angekündigt. Erfor- 
derhch ist eine generelle Besserung der Finanzierungsbedingun- 
gen für private Investitionen, sowohl was die Möglichkeiten der 
Selbstfinanzierung als auch die Zuführung von Eigenkapital von 
außen anbelangt. Die ersten Schritte dazu wurden von der 
Bundesregierung eingeleitet, weitere werden folgen. 

Die Bundesregienmg hat seit ihrem Amtsantritt 1982 das Steuer- 
system in mehreren Schritten einfacher, leistungsgerechter und 
investitionsfreundlicher gemacht: 

— Das Dringhchkeitsprogramm 1982 brachte mittelständischen 
Unternehmen Entlastungen bei der Gewerbekapital- und 
Gewerbeertragsteuer; 

— mit dem Steuerentlastungsgesetz 1984 wurde eine 10%ige 
Sonderabschreibung auf neue beweghche Anlagegüter für 
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Klein- und Mitteluntemehmen sowie eine 40%ige Sonder- 
abschreibung für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen 
eingeführt, der Verlustausgleich verbessert und die Besteue- 
rung von Betriebsvermögen verringert; 

— das zweistufige Steuersenkungsgesetz 1986/88 bringt eine 
spürbare Abflachung des progressiven Einkommensteuertari- 
fes, von der gerade auch mittelständische Personenuntemeh- 
men profitieren. 

Kumuliert erreichen diese Maßnahmen bis einschließlich 1986 
Steuerentlastimgen von über 30 Mrd. DM; 1988 kommen noch- 
mals gut 8 Mrd. DM hinzu. 

Für die nächste Legislaturperiode ist es erklärte Absicht der Bun- 
desregierung, die leistungs- und investitionshemmenden Be- 
lastimgen der Unternehmen mit ertrags- und einkommensabhän- 
gigen Steuern weiter abzubauen. Im Mittelpunkt steht dabei eine 
Reform der Einkommensteuer, die nicht nur eine spürbare Sen- 
kung des Steuertarifs, sondern auch eine Vereinfachung des 
Steuersystems durch eine Strukturreform bringen soll. 

Neben der Verbesserung der Ertragsituation der Unternehmen 
durch den Abbau immittelbarer Belastungen gevrinnen für die 
Lösung des Problems der unzureichenden Kapitalausstattung 
auch die Möglichkeiten einer Zuführung von Eigenkapital von 
außen an Bedeutung. Die Bundesregierung unterstützt die erfor- 
derlichen Eigenanstrengungen der deutschen Wirtschaft, indem 
sie auch dafür die Rahmenbedingungen verbessert. Bereits in der 
parlamentarischen Beratung befinden sich das Gesetz über Unter- 
nehmensbeteiligungen und das Börsenzulassungsgesetz. Ferner 
ist beabsichtigt, die Börsenumsatzsteuer und die Gesellschaft- 
steuer abzuschaffen. 

Mit dem Gesetz zur Änderung Wirtschafts-, Verbraucher-, arbeits- 
und sozialrechtlicher Vorschriften soll Mißständen begegnet wer- 
den, die den Regeln eines fairen und lauteren Wettbewerbs zu- 
widerlaufen. Auch dadurch soll die Stabilität existenzbedrohter 
mittelständischer Unternehmen gefestigt werden. 

Auch verstärkte Anstrengungen zur Deregulierung und der 
Abbau übermäßiger und überfälliger bürokratischer Hemmnisse 
bringen den Unternehmen mehr Freiheits- und Handlungsspiel- 
räume, die zu ihrer Existenzsicherung beitragen könnten. In die- 
sem Sinne könnte auch die angestrebte Flexibilisierung der 
Ladenöffnimgszeiten nicht nur den Verbrauchern, sondern auch 
vielen nüttelständischen Gewerbetreibenden, insbesondere klei- 
neren, unabhängigen Einzelhandelsgeschäften in den Stadtzen- 
tren, neue Chancen eröffnen. 

Schließlich sind in diesem Zusammenhang die Maßnahmen zu 
nennen, die der Unterstützung mittelständischer Unternehmen 
allgemein, insbesondere aber auch der Stabilisierung kleinerer, 
imabhängiger Einzelhandelsgeschäfte in den Stadtzentren, und 
der Erhöhung der Zahl selbständiger Existenzen durch gezielte 
Beratung und die Förderung von Existenzgründungen dienen. 
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Wie die Deutsche Bundesbank in ihrem Monatsbericht vom April 

1986 („Die Bedeutung der Ertragsverhältnisse der Unternehmen 
für Investitionen und Beschäftigung", Monatsberichte der Deut- 
schen Bundesbank, Aprü 1986) feststellt, hat sich im Zuge des 
gegenwärtigen Wirtschaftsaufschwungs die lange Zeit vergleichs- 
weise schwache Investitionstätigkeit der Unternehmen wieder 
deutlich belebt. Die Bundesregierung geht davon aus, daß der 
anhaltende konjunkturelle Aufschwung, insbesondere auch die 
zunehmend verbesserte Binnenkonjunktur und der in 1986 und 

1987 zu erwartende Kaufkraftzuwachs, zu einer weiteren nach- 
haltigen Belebimg der Geschäftstätigkeit im Einzelhandel führen 
werde. 
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